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Einleitung 

Den Prozeß der deutschen Wiedervereinigung begleitete eine fast fünf  Jahre 
währende, mit abnehmender Intensität geführte Verfassungsdiskussion. Über-
einstimmend darin, daß eine "falsche" normative Verfassung Staat und Gesell-
schaft schadet, stritt man seit Beginn des Jahres 1990 über Inhalt und Zustande-
kommen der für Gesamtdeutschland "richtigen" Verfassung. Erachtete die eine 
Partei das punktuell geänderte Grundgesetz der (früheren)  Bundesrepublik als 
die richtige gesamtdeutsche Verfassung, forderte  die andere dessen Ablösung 
durch eine dieses Grundgesetz inhaltlich fortentwickelnde, vom Volk gegebene, 
neue Verfassung. 

Politisch war - jedenfalls zunächst - keine Einigung zu erzielen. Auch die 
von beiden Seiten vorgetragenen, auf das geltende Verfassungsrecht  gestützten, 
verfassungsdogmatischen Argumente wurden wechselseitig bestritten. Streitent-
schärfend zu wirken, vermochte auch der Rückgriff  auf verfassungstheoretische 
Überlegungen nicht. 

Letzteres mag überraschen. Immerhin erhebt Verfassungstheorie  den An-
spruch, 'Orientierungsrahmen der Verfassungsreform"  zu sein.1 Würde sie die-
sem Anspruch gerecht, hätte sie in der Lage sein müssen, sachliche Richtpunkte 
dafür zu liefern, was eine gute Verfassung ausmacht. Ihrer selbstgestellten Auf-
gabe könnte die Verfassungstheorie  indessen nur gerecht werden, wenn die 
Antwort auf die Vorfrage,  was Verfassungen sollen und können,2 wissenschaft-
lich gesichert wäre. 

Die qualitätsmaßstäblichen Aufgaben der Verfassung und ihre Leistungsfä-
higkeit sind aber nicht nur politisch, sondern auch wissenschaftlich umstritten.3 

1 Dieter  Grimm,  Verfassungsfunktion  und Grundgesetzreform,  AöR 97 (1972), 
S. 489. 

2 Grimm,  ebda. 
3 Siehe die gedrängten Überblicke bei Gunnar  Folke  Schuppert,  Rigidität und Flexi-

bilität von Verfassungsrecht,  AöR 120 (1995), S. 32 (49 ff.)  und Christoph  Gusy/Ingo 
Hueck/Dieter  Kugelmann,  Verfassung und Verfassungswirklichkeit  in Deutschland, in: 
Thomas Kreuder (Hrsg.), Der orientierungslose Leviathan, 1992, S. 25 (29 f., 39 ff.). 
Ausfuhrlicher  Hans Vorländer,  Verfassung und Konsens, 1981, S. 275 ff. 
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Deshalb erscheinen verfassungstheoretische  Argumentationen in der Verfas-
sungsdiskussion lediglich als wissenschaftlich subventionierte politische Stel-
lungnahmen. Diese Fremdeinschätzung verdankt die Verfassungstheorie  ihrem 
normativen Ansatz.4 Wer es als "Aufgabe der Wissenschaft" ansieht, "legitime 
(Verfassungs-)Änderungsprojekte  von illegitimen" zu scheiden,5 kann sich sehr 
schnell politischer Wertung nicht mehr enthalten. 

Verlauf und Ergebnis der Verfassungsdiskussion aus Anlaß der Wiederver-
einigung6 in diesem Sinne verfassungstheoretisch  zu beleuchten, unternimmt 
die vorliegende Untersuchung nicht. Die Debatte soll nicht fortgesetzt,  sie soll 
nachgezeichnet und analysiert werden: Nach welchen Maßstäben wurde die 
höchste Rechtsnorm, die keine Normen über sich kennt, kritisiert und gerecht-
fertigt? Gefragt wird also nicht, ob das Grundgesetz die richtige Verfassung der 
(jetzigen) Bundesrepublik ist oder eine neue gesamtdeutsche Verfassung die 
bessere (gewesen) wäre. Gefragt wird, durch welche inhaltlichen Veränderun-
gen und auf welchem Weg die Verfassung hätte verbessert werden sollen, und 
warum die Kritik am Grundgesetz im wesentlichen gescheitert ist. 

Die Kritiker des Grundgesetzes wie die Kritiker der zur Diskussion gestell-
ten Alternativentwürfe  haben mit ihrer jeweiligen Kritik zum Ausdruck ge-
bracht, wonach sich für sie die Qualität einer Verfassung bemißt. Diese Erwar-
tungen an die Verfassung sollen registriert werden (§ 1 - § 3).7 Die Bestands-
aufnahme mündet in den Versuch, die Diskussion verfassungstheoretisch  als 
Auseinandersetzung zweier unterschiedlicher, ja gegensätzlicher Verständnisse 
der Verfassung zu rekonstruieren (§ 4): Stritten die Befürworter  des Grundge-
setzes als gesamtdeutsche Verfassung vor dem Hintergrund des Verständnisses 
der Verfassung als "Teilordnung", die spezielle Aufgaben in der Gesellschaft er-
füllt, so verstehen ihre Gegner die Verfassung als "Grundordnung" der Gesell-
schaft. Sind Veränderungen der Verfassung für die erste Position Fragen des 

4 Verteidigend Martin  Morlok,  Was heißt und zu welchem Ende studiert man Ver-
fassungstheorie?, 1988, S. 54 ff.  Ebenso Görg  Haverkate,  Verfassungslehre,  1992, 
S. 1,45. 

5 Grimm,  Verfassungsfunktion,  S. 505. 
6 Zur politischen Problematik des Begriffs  "Wiedervereinigung" (statt "Neuver-

einigung") Dietrich  Murswiek,  Das Staatsziel der Einheit Deutschlands nach 40 Jahren 
Grundgesetz, 1989, S. 14 f. 

7 Dieser Absicht entsprechend beanspruchen die ausgewählten Zitate, für die jewei-
lige Position repräsentativ zu sein. 
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besseren oder schlechteren Funktionierens eines abgegrenzten gesellschaftlichen 
Lebensbereichs, nämlich der Politik - technisches Verfassungsverständnis  -, 
stellen sie für die zweite Position Probleme der Gesellschaftsgestaltung dar und 
insofern existentielle Probleme des Gemeinwesens insgesamt - pathetisches 
Verfassungsverständnis. 

Der Frage, weshalb sich die mit dem pathetischen Verfassungsverständnis 
verbundenen Forderungen an eine gesamtdeutsche Verfassung im wesentlichen 
nicht durchsetzen konnten, geht der zweite Teil der Arbeit nach. Dabei wird die 
naheliegende Antwort, die Kritik sei an einer konservativen Mehrheit geschei-
tert, als verfassungstheoretisch  nicht ausreichend angesehen. Läßt man die poli-
tische Erklärung beiseite, stellt sich die Frage nach sachlichen Gründen. Die die 
weitere Untersuchung leitende Hypothese vermutet die sachlichen Gründe des 
Scheiterns in unzutreffenden  Vorstellungen des pathetischen Verfassungsver-
ständnisses von der Funktion, und in diesem Sinne von der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit der Verfassung (§ 5). 

Auskunft über die (Primär-)Funktion der Verfassung sollen die Änderungen 
des Grundgesetzes bis 1990 (§ 6 und § 7) und das Scheitern der Weimarer 
Reichsverfassung geben.8 Die Weimarer Verfassung bietet sich deshalb als 
Untersuchungsgegenstand an, weil sie die konzeptionellen Vorstellungen der 
pathetischen Verfassungskritik  bereits weitgehend verwirklicht hatte (§ 8). Ein 
theoretischer Vergleich des pathetischen Verfassungskonzepts (Positiwerfas-
sung) mit dem technischen (Negatiwerfassung) vermag das pathetische Verfas-
sungsverständnis nicht als unzutreffend  zu erweisen (§ 9). Welchen Weg in die 
Zukunft eine Gesellschaft nehmen soll, den Weg blinder, aber beobachteter 
Evolution oder den Weg absichtsvoller, aber unbeobachtbarer (Selbst-)Planung, 
ist wissenschaftlich nicht zu entscheiden. Theorie ist darauf beschränkt, die 
beiden Perspektiven der Verfassungskritik:  Funktionsoptimierung oder Gesell-
schaftsverbesserung,  zu unterscheiden sowie ihre jeweiligen Voraussetzungen 
und möglichen Folgen zu analysieren (§ 10). 

8 Die Untersuchung beschränkt sich also auf die Frage nach der Primärfunktion  von 
Bundesverfassungen. Die Primärfunktion  von Länderverfassungen kann eine andere 
sein, wenn und soweit sie aufgrund der Bundesverfassung ein rechtlich organisiertes 
politisches System voraussetzen können. Der Unterschied erklärt die Ausrichtung vieler 
Verfassungen (der alten und) der neuen Bundesländer auf Integrationsstiftung und 
Identitätsbestimmung. Siehe etwa Martin  Kutscha,  Soziale Grundrechte und Staatsziel-
bestimmungen in den neuen Landesverfassungen, ZRP 1993, S. 339 ff.  und die unten 
§ 9 FN 18 nachgewiesenen Beiträge. 

2 Huba 


